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Herzlich Willkommen 

 
Nach längerer Unterbrechung nehmen die 
Herausgeber nun die Publikation des News-
letters kommunale Gebietsreformen wieder 
auf. Angesichts der Vielzahl laufender und 
geplanter Territorialreformen auf Kreis- und 
Gemeindeebene steigt die Nachfrage nach 
Informationen über diesen speziellen Sektor 
von Verwaltungsreformen.  
Der Newsletter wendet sich an Wissen-
schaftler, Praktiker und die interessierte Öf-
fentlichkeit. Er wird in erster Linie per E-Mail 
verteilt, aber auch der Bezug einer gedruck-
ten Variante ist möglich. Interessenten mel-
den sich bitte hier.  
Hinweise auf Veranstaltungen im Zusam-
menhang mit den kommunalen Gebietsre-
formen im 2. Halbjahr 2007, zu neuen Do-
kumenten sowie für weitere Interessenten 
senden Sie bitte an den Herausgeber. Das 
Gleiche gilt auch für Probleme mit dem 
Empfang oder bei Abbestellung des News-
letters.  
 
Bitte schreiben Sie mir auch, wenn wir et-
was besser machen können! Mein Dank gilt 
Jens Tessmann und Ivo Lormes für die Mit-
hilfe bei der Zusammenstellung dieses 
Newsletters. 
 
Dr. habil. Jochen Franzke  
(Hochschuldozent an der Universität Potsdam) 
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Aktuelles aus der Praxis 
 
Sachsen-Anhalt 
 
Der Landtag verabschiedete im November 
2005 das „Gesetz zur Kreisgebietsneurege-
lung“. Dieses gibt mehrere zeitliche Eck-
punkte für die Umsetzung vor: Bis Ende De-
zember 2006 mussten die Landkreise die zur 
Neugliederung ihres Gebietes erforderlichen 
Auseinandersetzungen durch Vereinbarung 
regeln. Nach der Wahl der neuen Landräte 
und Kreistage am 22. April 2007 wird dann 
mit Wirkung zum 1.7.2007 die Zahl der 
Landkreise von derzeit 21 auf künftig elf 
reduziert. Spätestens am 16. Juli treten die 

http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/�
mailto:vom@rz.uni-potsdam.de
mailto:franzke@rz.uni-potsdam.de
http://st.juris.de/st/LKreisGebNRG_ST_rahmen.htm
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neu gewählten Kreistage zu ihren konstituie-
renden Sitzungen zusammen.  
Für den Umsetzungsprozess erarbeiteten 
Landkreistag und Innenministerium zudem 
gemeinsam eine Handreichung bzw. Hand-
lungsempfehlung zur Gebietsneuregelung 
des Landes Sachsen-Anhalt. 
Die durchschnittliche Einwohnerzahl der 
Kreise wird durch den Zusammenschluss 
von 95.330 (in 2002) auf rund 170.000, die 
durchschnittliche Kreisfläche von 950,51 auf 
rund 1.800 km² steigen. 
 
Darüber hinaus beschloss die Landesregie-
rung im Dezember 2006 das vom Ministeri-
um des Innern vorgelegte „Eckpunktepapier 
zur flächendeckenden Bildung von Einheits-
gemeinden in Sachsen-Anhalt“. Der darin 
enthaltene Zeitplan sieht zunächst die Erar-
beitung eines Leitbildes bis Ende des I. 
Quartals 2007, welches anschließend vom 
Kabinett gebilligt wird. Ab diesem Zeitpunkt 
beginnt die sog. Freiwilligkeitsphase der 
Kommunalreform, innerhalb derer sich die 
Kommunen leitbildgerecht zusammenschlie-
ßen können. Mit Ablauf der freiwilligen Pha-
se beginnt im Juli 2009 die gesetzliche Pha-
se, die im I. Quartal 2011 endet.  
Die Einwohnerzahl der Einheitsgemeinden 
soll dabei mindestens 10.000 betragen. 
Ausnahmen von der Regel werden im Eck-
punktepapier abschließend benannt.  
 
 
Mecklenburg-Vorpommern 
 
Die Phase der Ämterfusionen, bei der die 
Anzahl der Ämter von 175 auf 113 ab- und 
die durchschnittliche Einwohnerzahl der Äm-
ter von 6.264 (im Jahr 2000) auf 11.073 
zunahm (s. Broschüre zur Ämterfusion), 
wurde 2005 abgeschlossen. 
 
Im April 2006, am Ende der letzten Wahlpe-
riode, verabschiedete der Landtag das 
„Gesetz zur Modernisierung der Verwaltung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern“. Ne-
ben einer Funktionalreform sieht es eine 
Kreisstrukturreform vor. Die bestehenden 
zwölf Landkreise und sechs kreisfreien Städ-

te sollen im Jahr 2009 zu fünf Regionalkrei-
sen zusammengeführt werden. 
Über die Rechtmäßigkeit der Regionalkreis-
bildung wird das Landesverfassungsgericht 
voraussichtlich im Sommer 2007 entschei-
den (Aktuelle Entscheidungen des LVG fin-
den Sie hier.). Unabhängig davon haben 
sich bis Ende letzten Jahres die fünf Aufbau-
stäbe zur Koordinierung der Zusammen-
schlüsse konstituiert und unter Vorbehalt 
der Gerichtsentscheidung ihre Arbeit aufge-
nommen. Der Aufbaustab Westmecklenburg 
z.B. hat bereits erste Konzepte zur Umset-
zung der Reform in seinen Projektgruppen 
erarbeitet.  
 
 
Sachsen 
 
In Sachsen sah der Fahrplan zur Neuord-
nung der Verwaltung vor, die Frage einer 
Kreisgebietsreform erst im Anschluss über 
die Entscheidungen zu den Eckwerten der 
Phase 1: Aufgabenkritik und Phase 2: Neu-
strukturierung der Staatsverwal-
tung/Funktionalreform zu behandeln. Am 
26./27. Juni 2006 hat die Staatsregierung 
eine umfangreiche Dezentralisierung und 
Kommunalisierung von Aufgaben beschlos-
sen. Im Zuge dieser Entscheidung und mit 
Blick auf die zu erwartenden demographi-
schen, wirtschaftlichen und finanziellen Ent-
wicklungen wurde auch eine Gebiets-
neugliederung der Kreise und kreisfreien 
Städte des Freistaates als notwendig erach-
tet. 
Die Landkreise und kreisfreien Städte hat-
ten im Rahmen einer Findungsphase bis En-
de Oktober 2006 die Möglichkeit, auf der 
Grundlage der „Grundsätze und Leitlinien 
zur Neugliederung der Landkreise und kreis-
freien Städte des Freistaates Sachsen“ ihre 
Vorstellungen über den künftigen Gebietszu-
schnitt der Landkreise zu erörtern.  
Im  Anschluss an diese Findungsphase 
hat das Sächsische Staatsministerium des 
Innern am 07.11.2006 einen abschließenden 
Neugliederungsvorschlag  vorgelegt. Dieser 
sieht eine Reduzierung der Anzahl der Land-
kreise von 22 auf zehn und der kreisfreien 
Städte von sieben auf drei (Dresden, Chem-

http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/fileadmin/Elementbibliothek/Bibliothek_Politik_und_Verwaltung/Bibliothek_Ministerium_des_Innern/PDF_Dokumente/Startseite/handreichung_kreisreform.pdf
http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/fileadmin/Elementbibliothek/Bibliothek_Politik_und_Verwaltung/Bibliothek_Ministerium_des_Innern/PDF_Dokumente/Referat_02/Eckpunktepapier_Einheitsgemeinden_141206.pdf
http://www.mv-regierung.de/im/verwaltungsreform/_files/_content/Broschuere%20Aemterfusion_4-05.pdf
http://www.mv-regierung.de/im/verwaltungsreform/_files/_content/Verwaltungsmodernisierungsgesetz_Endfassung.pdf
http://www.landesverfassungsgericht-mv.de/index_aktuell.htm
http://www.sachsen.de/de/bf/staatsregierung/ministerien/smi/smi/upload/Leitbild_Kreisreform_V30.pdf
http://www.sachsen.de/de/bf/staatsregierung/ministerien/smi/smi/upload/Leitbild_Kreisreform_V30.pdf
http://www.sachsen.de/de/bf/staatsregierung/ministerien/smi/smi/upload/Leitbild_Kreisreform_V30.pdf
http://www.sachsen.de/de/bf/staatsregierung/ministerien/smi/smi/upload/Kreiskarte_061219.pdf
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nitz, Leipzig) vor. Die gesetzliche Grundlage 
zur Neugliederung des Gebietes der sächsi-
schen Landkreise soll durch das „Sächsische 
Kreisgebietsneugliederungsgesetz“ geschaf-
fen werden. Der Entwurf dieses Gesetzes ist 
- gemeinsam mit dem Entwurf des „Sächsi-
schen Verwaltungsneuordnungsgesetzes“ – 
ist am 19. Dezember 2006 vom Kabinett 
behandelt und für das I. Quartal 2007 zur 
Anhörung freigegeben worden. 
 
 
Thüringen 
 
Die im Juni 2005 eingesetzte Enquete-
Kommission „Zukunftsfähige Verwaltungs-, 
Gemeindegebiets- und Kreisstruktur in Thü-
ringen und Neuordnung der Aufgabenvertei-
lung zwischen Land und Kommunen“ legte 
am 6. Dezember 2006 ihren Zwischenbericht 
vor. Dieser sieht folgenden Zeitplan für die 
weitere Vorgehensweise der Kommission 
vor: Die umfassende Analysephase bzw. die 
Ermittlung der Ausgangssituation soll im 
November 2007 zum Abschluss kommen. In 
der Folgephase „Aussagen und Empfehlun-
gen“ ist beabsichtigt, Reformvorschläge für 
die Aufgabenverteilung zwischen Land und 
Kommunen und zu Bestand bzw. Aufgaben-
zuschnitt der Mittelinstanz zu erarbeiten. Für 
Herbst 2008 sind dann die Ermittlung von 
Kriterien für zukunftsfähige Kreisgebiets-
strukturen und Optionen für die Zukunft der 
kreisfreien Städte vorgesehen. 
 
 
Brandenburg 
 
Nach Angaben der Landesregierung ist in 
der laufenden Legislaturperiode, die 2009 
endet, keine Kreisgebietsreform geplant. 
 
 
„Alte“ Bundesländer 
 
In den „Alten“ Bundesländern entschied 
man sich - sofern jeweils Reformen der 
Verwaltungsorganisation in den letzten Jah-
ren ins Auge gefasst wurden – gegen kom-
munale Gebietsneugliederungen und für 
Verwaltungsstruktur- und Funktionalrefor-

men. Diese gehen bzw. gingen überwiegend 
mit einer Aufgabenüberprüfung, Struktur-
vereinfachung, Integration von Sonderauf-
gaben, Dezentralisierung bzw. Aufgabenver-
lagerung (Kommunalisierung) einher. Aller-
dings wurden zur Lösung von regionalen, 
überörtlichen und örtlichen Verwaltungs-
problemen isolierte Einzelmaßnahmen 
durchgeführt. Zur Kompensation von beste-
henden Koordinations-, Effizienz und Finan-
zierungsdefiziten hat sich deshalb eine Viel-
zahl von Verwaltungskooperationen als Al-
ternative zur Behördenfusion bewährt.   
 
 
Schleswig-Holstein 
 
Im April 2006 stellte die Landesregierung ihr 
Konzept der sog. „Kommunalen Verwal-
tungsregionen“ vor. In Trägerschaft der 
Kreise und Kreisfreien Städte sollten dem-
nach vier bis fünf Kommunale Verwaltungs-
regionen (Informationen zur kommunalen 
Verwaltungsstrukturreform; 
Eckpunktepapier zur Errichtung der Kom-
munalen Verwaltungsregionen)  entstehen, 
die auf regionaler Ebene Aufgaben von Lan-
desbehörden sowie der Kreis- und Ortsebe-
ne übernehmen sollten, wenn es effektiv 
und effizient ist. Faktisch wäre so also eine 
zusätzliche Verwaltungsebene in Äquivalenz 
zu Mittelinstanzen in anderen Bundeslän-
dern entstanden. Dieser Plan stieß auf mas-
sive Kritik auch von Seiten der kommunalen 
Spitzenverbände und wurde im Herbst 2006 
fallen gelassen.  
 
Einen neuen offiziellen Anlauf in Sachen 
Verwaltungsstruktur- und Funktionalreform 
unternahm Ministerpräsident Carstensen bei 
einem Spitzengespräch mit kommunalen 
Vertretern am 10.1.2007. In seiner Rede 
erläuterte er die geplante Vorgehensweise:  
Steuerung, Planung und Koordination des 
Gesamtprozesses nach den Vorgaben des 
Kabinetts obliegen der Lenkungsgruppe 
"Verwaltungsmodernisierung", die ihre Ar-
beiten bis zum Herbst 2007 abschließt.  
Das Innenministerium legt der Landesregie-
rung bis Ende März 2007 allgemeine Grund-
sätze für eine mögliche Kreisgebietsreform 

http://www.sachsen.de/de/bf/staatsregierung/ministerien/smi/smi/upload/Gesetzentwurf_KrGebNG_V05.pdf
http://www.thueringen.de/imperia/md/content/landtag/sonstiges/drs42515.pdf
http://landesregierung.schleswig-holstein.de/coremedia/generator/Aktueller_20Bestand/IM/Information/Kommunales_2C_20Sport/PDF/katalog__verwaltungsreform,property=pdf.pdf
http://landesregierung.schleswig-holstein.de/coremedia/generator/Aktueller_20Bestand/IM/Information/Kommunales_2C_20Sport/PDF/verwaltungsreform__eckpunkte,property=pdf.pdf
http://landesregierung.schleswig-holstein.de/coremedia/generator/Aktueller_20Bestand/StK/Information/070110verwaltungsstrukturreform.html?NavSit=Verwaltungs-strukturreform
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(Darstellung bestehender Verflechtungsräu-
me, bereits definierter landesplanerischer 
Entwicklungsziele, Pendlerbeziehungen, ü-
berschlägiger Wirtschaftlichkeitsbetrachtun-
gen) vor.  
Im II. Quartal 2007 lässt die Landesregie-
rung Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
erstellen. 
Die Konzeption der Funktionalreform und 
daraus zu ziehende Schlussfolgerungen für 
die Organisationsstrukturen auf Kreisebene 
werden durch einen wissenschaftlichen Bei-
rat mit externen Gutachtern begleitet. Kreise 
und kreisfreien Städte sind bis Ende No-
vember 2007 aufgerufen, ihre Vorschläge 
einzubringen. Carstensen stellte in diesem 
Zusammenhang ausdrücklich klar, dass es 
„ohne insbesondere eine verbesserte Wirt-
schaftlichkeit eine Kreisgebietsreform nicht 
geben wird“. 
Bis Ende 2007 wird das Innenministerium 
dem Kabinett Leitlinien vorlegen, auf deren 
Grundlage ein Gesamtkonzept erarbeitet 
werden soll.  
Die Verabschiedung des Reformgesetzes ist 
dann spätestens für April 2009 geplant. 
 
 

Dokumente 
 
Sachsen-Anhalt  
- Gesetz zur Kreisgebietsneuregelung 
- Handreichung zur Gebietsneuregelung 

des Landes Sachsen-Anhalt 
- Eckpunktepapier zur flächendeckenden 

Bildung von Einheitsgemeinden in Sach-
sen-Anhalt 

 
Mecklenburg-Vorpommern  
- Broschüre zur Ämterfusion 
- Gesetz zur Modernisierung der Verwal-

tung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern 

 
Sachsen  
- Grundsätze und Leitlinien zur Neugliede-

rung der Landkreise und Kreisfreien Städ-
te des Freistaates Sachsen 

- Entwurf des Sächsischen Kreisgebiets-
neugliederungsgesetz 

- Entwurf des Sächsischen Verwaltungs-
neuordnungsgesetzes 

 
Thüringen 
- Zwischenbericht der Enquete-Kommission 

„Zukunftsfähige Verwaltungs-, Gemein-
degebiets- und Kreisstruktur in Thüringen 
und Neuordnung der Aufgabenverteilung 
zwischen Land und Kommunen“ 

 
 

Publikationen 
 
- Baumann, Jens: Handlungsstrategien im 

Rahmen der Kreisgebietsreform. Am Bei-
spiel von Kreissitzbestimmung und Zent-
ralitätsausgleich im Freistaat Sachsen. 
Beck, München, 2006. 

- Ermrich, Michael/Theel, Heinz-Lothar: 
Kreisgebietsreform in Sachsen-Anhalt 
zum 01.07.2007: Elf zukunftsfähige Land-
kreise mit Bürgernähe und Ortsbezug. In: 
Landkreis 2006, S. 461-465 

- Grünewald, Markus: Weißbuch zur kom-
munalen Gebietsreform in Brandenburg. 
Deutscher Gemeindeverlag u. a., Schwe-
rin, 2005. 

- Grünewald, Markus: Zwei weitere bedeut-
same Entscheidungen des Verfassungsge-
richts des Landes Brandenburg zur lan-
desweiten Gemeindegebietsreform. In: 
LKV 2006, S. 109-112. 

- Henneke, Hans-Günter: Flächendeckende 
oder isolierte Regionalkreisbildungen – 
ein Zukunftsansatz? Ein Diskussions-
schwerpunkt im DLT-
Professorengespräch. In: Landkreis 2006, 
S. 478-481. 

- Kasper, Andreas: Regionalkreise als Zu-
kunftsmodell für die Stadt-Umland-
Kooperation? In: DÖV 2006, S. 589-597. 

- Meyer, Helmut: Regionalkreisbildung: 
Länder zu Landkreisen? Anmerkungen zur 
Regionalkreisdiskussion aus Anlass der 
Verabschiedung des Verwaltungsmoder-
nisierungsgesetzes in Mecklenburg-
Vorpommern. In: DÖV 2006, 929-938. 

- Meyer, Hubert: Funktional- und Gebiets-
reformen in den Bundesländern - Chan-
cen und Risiken für die kommunale 

http://st.juris.de/st/LKreisGebNRG_ST_rahmen.htm
http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/fileadmin/Elementbibliothek/Bibliothek_Politik_und_Verwaltung/Bibliothek_Ministerium_des_Innern/PDF_Dokumente/Startseite/handreichung_kreisreform.pdf
http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/fileadmin/Elementbibliothek/Bibliothek_Politik_und_Verwaltung/Bibliothek_Ministerium_des_Innern/PDF_Dokumente/Referat_02/Eckpunktepapier_Einheitsgemeinden_141206.pdf
http://www.mv-regierung.de/im/verwaltungsreform/_files/_content/Broschuere%20Aemterfusion_4-05.pdf
http://www.mv-regierung.de/im/verwaltungsreform/_files/_content/Verwaltungsmodernisierungsgesetz_Endfassung.pdf
http://www.sachsen.de/de/bf/staatsregierung/ministerien/smi/smi/upload/Leitbild_Kreisreform_V30.pdf
http://www.sachsen.de/de/bf/staatsregierung/ministerien/smi/smi/upload/Gesetzentwurf_KrGebNG_V05.pdf
http://www.sachsen.de/de/bf/staatsregierung/ministerien/smi/smi/upload/Gesetzentwurf_V_2.0.pdf
http://www.thueringen.de/imperia/md/content/landtag/sonstiges/drs42515.pdf


Selbstverwaltung. In: DVBl. 2007, S. 78-
87. 
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- Meyer, Hubert: Verfassungsrechtliche 
Aspekte einer Regionalkreisbildung im 
Flächenbundesland. In: LKV 2005, 233-
238. 

- Schröder, Jan Peter: Regionalkreisbildung 
in Mecklenburg-Vorpommern – Eine Zwi-
schenbilanz. In: LKV 2006, 540-545. 

 
 

Forschungsprojekte 

Mitarbeiterorientierte Personalsteuerung bei 
Gebiets- und Funktionalreformen am Fallbei-
spiel Mecklenburg-Vorpommern 

Mit Hilfe der Untersuchung sollen neue Er-
kenntnisse über die Steuerung von Über-
gang, Zusammenführung, Ausgliederung 
und Integration von Personal der Landes- 
und Kommunalverwaltung im aktuellen Re-
formprozess in Westmecklenburg gewonnen 
werden. Angenommen wird, dass nur durch 
aktive Kommunikation, Einbeziehung und 
Mitwirkung des unmittelbar und mittelbar 
betroffenen Personals sowie seinen Vertre-
tungen ein nachhaltiger Erfolg der Reform 
gewährleistet werden kann. Dabei ist den 
spezifischen Interessen der Frauen als weit-
aus größter Beschäftigungsgruppe in der 
öffentlichen Verwaltung besonders Rech-
nung zu tragen. Von besonderem For-
schungsinteresse wird damit das Zusam-
menwirken von Verwaltungsleitung, Perso-
nal, Personalvertretung, Reformstab und 
externen Beratern sein. Auf Basis der Analy-
se des theoretischen Wissensstandes in den 
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten werden Informationen aus der Reform-
praxis des Aufbaustabes „Regionalkreis 
Westmecklenburg“  ausgewertet. Das Pro-
jekt wird von der Hans-Böckler-Stiftung ge-
fördert. Die Ergebnisse werden voraussicht-
lich im Dezember 2007 verfügbar sein. Wei-
teres zu diesem Forschungsprojekt finden 
Sie hier. 

 
 
 

 
Kreiszahlen 

 

 
Vorschau 

 
Am 11. Mai 2007 findet unter der Leitung 
von Prof. Dr. Dieter Wagner die 13. kom-
munalwissenschaftliche Fachtagung des KWI 
in Potsdam statt, dieses Jahr zu dem Thema 
„Personalpolitik der Kommunen – Zwischen 
Sparzwang und Leistungsorientierung“. 
 
 
Der sechste Newsletter Kommunale Gebiets-
reformen wird im September 2007 erschei-
nen.  
 
 
 

http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/projekte/projekte_aktuell_pgf.htm
http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/termine_20070511.htm
http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/aktuelles/termine_20070511.htm
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